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sozialistische Staat lebensnotwendig der bewußten Kraft der 
Werktätigen, ist sozialistische Demokratie unabdingbar. „Nach 
unseren Begriffen ist es die Bewußtheit der Massen, die den 
Staat stark macht. Er ist dann stark, wenn die Massen alles 
wissen, über alles urteilen können und alles bewußt 
tun. “22

Je komplizierter die ökonomischen Bedingungen sind, 
desto weniger kann es gestattet sein, auf die Reserven der 
sozialistischen Demokratie zu verzichten. Unsere gegen­
wärtige Situation macht in vielen Fällen ein höheres Maß 
an operativer Leitung unumgänglich. Es wäre aber verhäng­
nisvoll, wenn Leiter daraus die Schlußfolgerung zögen, 
Demokratie, Mitwirkung der Werktätigen, als Hemmnis, 
nicht als Quelle des Fortschritts anzusehen, Disziplin und 
Demokratie als Gegensatz, nicht als dialektische Einheit zu 
betrachten.

Politik und Ökonomie müssen auf allen Ebenen des 
Leitungssystems eine Einheit bilden. Es ist nicht angängig, 
eine solche Trennung vorzunehmen, daß Politik nur eine 
Sache der staatlichen Organe, Ökonomie hingegen nur eine 
Sache der Wirtschaftseinheiten sei. Natürlich prägt sich das 
Verhältnis von Politik und Ökonomie auf beiden Ebenen 
unterschiedlich aus. Aber die staatlichen Organe der Wirt­
schaftsleitung sind auch eine ökonomische Potenz, und die 
Wirtschaftseinheiten sind zwar keine Staatsorgane, aber auch 
hier werden politische Entscheidungen gefällt und muß so­
zialistische Demokratie wirksam werden.

Erfahrungen der Massen und Entfaltung 
der sozialistischen Demokratie

Nachdrücklich ist die Bedeutung der Erfahrungen der Massen 
für die Entfaltung der sozialistischen Demokratie hervorzu­
heben. „Die marxistische Politik läßt sich von der Erfahrung 
der gesamten Geschichte, von der kollektiven Erfahrung der 
Menschheit leiten. Die Kollektive Erfahrung“ widerspiegelt 
sich jedoch nicht nur in der Wissenschaft, sondern auch im 
sog. Alltagsbewußtsein. Die unvernünftigen“, unrationellen’ 
oder .sentimentalen’ Forderungen der Massen verkörpern 
mitunter wesentliche Seiten der Realität, die im wissen­
schaftlichen, logischen Schema nicht ihre Widerspiegelung 
gefunden haben.“23 Das entspricht der These Lenins: „Der 
Geist von vielen Millionen schöpferischer Menschen schafft 
etwas unendlich Höheres als die größte und genialste Vor­
aussicht.

Zweifellos genügen die Erfahrungen der Massen allein 
nicht. Eine der Grundlagen der führenden Rolle der marxi­
stisch-leninistischen Partei der Arbeiterklasse besteht in 
ihrer Funktion, die Theorie in die Massen zu tragen, sie mit 
deren Erfahrungen zu verbinden. Hier handelt es sich um 
eine der vielfältigen dialektischen Beziehungen in-der sozia­
listischen Gesellschaft, deren progressive Entwicklung im 
Interesse der Arbeiterklasse freilich manchmal ein sehr 
komplizierter und langwieriger Prozeß ist. Voraussetzung ist 
allerdings, daß dabei auftretende Widersprüche zur Kenntnis 
genommen werden, daß ihre objektive Existenz anerkannt 
wird.

Die Formen der sozialistischen Demokratie müssen den 
Möglichkeiten angepaßt sein. Sozialistische Demokratie ver­
langt Offenheit — Offenheit auch über nicht Mögliches, nicht 
Realisierbares, wenn auch Wünschenswertes. Entscheidend 
für die Entfaltung der sozialistischen Demokratie sind die 
Erfahrungen der Werktätigen bei der Leitung der Gesell­
schaft im Großen wie im Kleinen, in den Wahlen zu den 
Volksvertretungen ebenso wie in der Plandiskussion im 
Betrieb, auf dem Wohnungsamt ebenso wie im Gericht und 
in der Einwohner- oder Hausversammlung. Institutionen und 
Regeln sind dabei unentbehrlich.

Der Sozialismus braucht — wie jede andere Gesellschaft 
auch — Formen, Verfahren, Methoden, Regeln, die nicht an 
der bürgerlichen Ordnung gemessen werden, sondern an 
unserer eigenen Ordnung, an unseren Interessen und Bedürf­
nissen. Es geht also nicht um das Verhältnis von bürger­
lichen Formen und sozialistischem Inhalt, es geht um unsere 
eigene sozialistische Demokratie und ihre Formen.

Je mehr im Weltmaßstab der Imperialismus zurückge­
drängt wird, je mehr die Persönlichkeit zum entscheidenden

Bei anderen gelesen

Bindung der Verwaltung an das Gesetz —
in der BRD nicht mehr gewährleistet!

ln einem Aufsatz „Grundfragen der Kontrolle von Gesetzge­
bung und Verwaltung” beklagt Prof. Dr. Hans Herbert von 
A r n i m  (Hochschule für Verwaltungswissenschaften, Speyer) 
den Zustand, daß in der BRD „Regierung, Parlament und Ver­
waltung nur noch vor dem Hintergrund des Wirkens von Par­
teien und Interessenverbänden zu verstehen sind, die auf Le­
gislative und Exekutive in mannigfacher Weise ausgreifen”. 
In diesem Zusammenhang geht er auf das in der BRD viel 
diskutierte Problem der „Gesetzesflut" ein. Wörtlich heißt es 
in dem AufsaU:

„Auch hier schaukeln sich Fehlentwicklungen immer weiter 
hoch. Man pflegt gegen alle tatsächlichen oder vorgestellten 
Mängel nach dem Gesetzgeber zu rufen. Es ist aber meist 
niemand da, der in gleicher Stärke auf die Kehrseite einer 
übertriebenen GeseUgebung hinweist und so wirksam gegen- 
hölt. Dies hat — ganz abgesehen von der Unüberschaubar­
keit der Gesetze für Bürger und Berater - dazu geführt, daß 
selbst die klassische Gesetzesbindung der Verwaltung nicht 
mehr gewährleistet ist. Die Gesetzes- (und auch die Richt- 
!inien-)Flut, die auf die Verwaltung heute niederprasselt, 
überfordert diese immer mehr und kann in weiten Bereichen 
nicht mehr voll verarbeitet, beachtet, durchgeseUt und kon­
trolliert werden. Der Verwaltung bleibt also gar nichts anderes 
übrig, als geseUwidrig zu handeln. In der Not entscheidet sie 
weitgehend selbst, welche Regeln sie anwendet und welche 
sie als unanwendbar beiseite läßt. Es kommt zur Perversion 
des Gesetzesvorbehalts."

(Aus: Die öffentliche Verwaltung - Zeitschrift für öffent­
liches Recht und Verwaltungswissenschaft — [Stuttgart] 
im, Heft~22, S. 917 f f . )  .

Faktor der Produktion wird, desto reifer wird die sozialisti­
sche Demokratie, desto mehr nähert sie sich jener „Asso­
ziation, worin die freie Entwicklung eines jeden die Bedin­
gung der freien .Entwicklung aller ist“.25

(Vorstehendem liegt ein Diskussionsbeitrag des Verfassers auf der 
wissenschaftlichen Konferenz der Akademie für Staats- und Rechts­
wissenschaft der DDR zum Thema „Die Aktualität der Marxschen 
Staatslehre“ am 1.12. Juni 1983 zugrunde.) 1 11
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